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Während die Frage nach der Normativität von Forschung fester Bestandteil des
Fachdiskurses der Internationalen Beziehungen (IB) ist, wird das Wechselverhält-
nis zwischen Wissenschaft und Politik seltener reflektiert. Diese Studie versammelt
zunächst existierende Modelle zum Thema Politikrelevanz und kommt zu dem
Schluss, dass eine angemessene Taxonomie nicht unmittelbar auf deren Argumenta-
tionsebene ansetzen darf, sondern die jeweiligen metatheoretischen Prämissen auf-
decken muss, um eine bessere Vergleichbarkeit zu ermöglichen. Hierzu wird ein
positivistisch-zweckrationaler Handlungsempfehlungsbegriff als Vergleichsfolie
entwickelt und geprüft, wie sich zentrale Theorieschulen der IB hierzu positionie-
ren. Im Zuge dessen lässt sich zum einen feststellen, dass sich eine Erweiterung der
metatheoretischen Grundpositionen des IB-Diskurses – von einer Dichotomie zwi-
schen Positivismus und Post-Positivismus hin zu einem metatheoretischen Dreieck
– als analytisch fruchtbar erweist. Zum anderen drängt sich ein Plädoyer für einen
differenzierteren Blick auf Idealvorstellungen von Politikrelevanz auf, da diese mit
Einnahme unterschiedlicher theoretischer Blickwinkel stark differieren können.

Einleitung: Praxisferne der Wissenschaft?*

Selbst in Zeiten von post-truth wird an die Wissenschaft immer wieder der Wunsch
nach mehr Beteiligung in öffentlichen Angelegenheiten herangetragen (Illinger
2015) – es scheint Vertrauen zu herrschen in ihre Leitfunktion, vielleicht auch gera-
de, um besagten Tendenzen der Orientierungslosigkeit entgegenzuwirken. Das ver-
breitete Bild, insbesondere über die Geistes- und Sozialwissenschaften, suggeriert
jedoch, sie hätten zwar das Potenzial und die Aufgabe, verlässliches Wissen zu
schaffen, zögen es aber vor, sich – verschanzt »im Elfenbeinturm« – in weltfrem-
den Spekulationen zu ergehen. Sogar aus der Wissenschaft selbst wird dieser Vor-
wurf wiederholt erhoben und der Rückgang an konkreten Handlungsempfehlungen
an die Politik beklagt (Miller 2017: 300). So fand etwa Nicholas Kristofs (2014)
Meinungsbeitrag in der New York Times, in der er die mangelnde Politikrelevanz
des Wissenschaftsbetriebs anprangerte und als Abhilfe unter anderem praxisnähere
Fragestellungen, eine stärkere personelle Verflechtung von Politik und Wissen-
schaft und verständlicher aufbereitete Ergebnisse vorschlug, auch bei vielen Wis-
senschaftlerInnen Beifall.

1.

* Die Verfasser möchten den drei anonymen GutachterInnen danken, die mit ihren konstruk-
tiven Verbesserungsvorschlägen maßgeblich zur jetzigen Form dieses Aufsatzes beigetra-
gen haben.
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Bereits ein derart flüchtiger Blick auf das Thema wissenschaftlicher Relevanz
(für die Politik) lässt die Vielfalt der dazu vorhandenen Meinungen erahnen. Insbe-
sondere in den Internationalen Beziehungen (IB), wo nicht einmal Einigkeit da-
rüber herrscht, welche Art von Forschung überhaupt rein epistemisch einen Mehr-
wert darstellt (Wæver 2013: 317), existiert kein Standard, der darüber hinaus auch
noch regelte, ob und auf welche Weise Wissenschaft relevant sein muss. Ungeach-
tet dessen, ob ein solcher wünschenswert wäre, lässt sich feststellen, dass es in der
Disziplin sowohl an intensiven Auseinandersetzungen verschiedener Positionen da-
rüber, als auch an tiefergehenden Darstellungen der Problematik aus einer Metaper-
spektive mangelt.

Dies verweist angesichts der Wichtigkeit dieser Thematik auf eine gravierende
Forschungslücke. Da Wissenschaft immer auf eine gewisse Weise gesellschaftlich
eingebettet ist, von politischen Entscheidungen abhängt und diese umgekehrt unter
Umständen mit beeinflussen kann, berührt die Frage nach der Stellung der For-
scherIn zur Politik ihr tägliches Handeln. In der Politikwissenschaft trifft dies umso
mehr zu, weil die aus der Forschung gewonnenen Urteile über den Untersuchungs-
gegenstand eng mit der eigenen Idealvorstellung von Politikrelevanz zusammen-
hängen. Es ist deshalb das Anliegen dieses Beitrags, systematisch über das Problem
der Politikrelevanz in den IB zu reflektieren, indem bestehende Positionen dazu
dargestellt, sowie weitere, in verschiedenen Theorieschulen implizit angelegte Kon-
zeptionen herausgearbeitet werden. Um die Vielfalt der Haltungen typologisch er-
fassen und besser vergleichbar machen zu können, wird dabei jeweils nach den me-
tatheoretischen Voraussetzungen und weiteren Rahmenbedingungen gefragt, die ge-
geben sein müssen, um die einzelnen Idealvorstellungen zu ermöglichen. Dieser
Beitrag regt so nicht nur eine schulenübergreifende Debatte über das anzustrebende
Verhältnis von akademischem Wissen und praktischer Politik an, sondern trägt auch
dazu bei, Spannungen zwischen den theoretischen Prämissen einer Position und
dem tatsächlichen gesellschaftlichen Agieren von WissenschaftlerInnen offenzule-
gen. Er erweitert außerdem die Diskussion um die Normativität von Forschung um
einen zusätzlichen Blickwinkel.

Es werden im Folgenden zunächst die Gemeinsamkeiten und Unterschiede ver-
schiedener (disziplinübergreifender) Ansätze zusammengetragen, die sich explizit
dem Erstellen von Modellen zur Förderung von Politikrelevanz widmen (Kapitel
2.1). Wenn diese im Anschluss daran mit einigen Stellungnahmen kritischer Ansät-
ze zum Thema Politikrelevanz kontrastiert werden (Kapitel 2.2), tritt zutage, dass
diese nicht nur diametral entgegengesetzt, sondern auch auf einer völlig anderen
Ebene argumentieren. Ein umfassendes Modell, welches das Thema Politikrelevanz
von allen Seiten erfassen will, kann also die beiden Gruppierungen nicht einfach an
die Enden eines Spektrums heften, sondern muss Kategorien entwickeln, die alle
Positionen vergleichbar machen und nuancierte Zwischenstufen abbilden können.
Dazu wird im weiteren Verlauf der Studie als Ausgangspunkt in Anlehnung an das
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erste Lager1 ein Handlungsempfehlungsbegriff entwickelt, nach dem die Wissen-
schaft der Politik zuarbeiten soll, indem sie instrumentell umsetzbares Problemlö-
sungswissen liefert (Kapitel 2.3). Es wird dann (Kapitel 3.1) nach Ansätzen der IB
gesucht, deren metatheoretische Grundlagen mit einer derartigen Sichtweise verein-
bar sind (im Wesentlichen positivistische und moderat-konstruktivistische) und an-
schließend – sich an diesem engen Verständnis von Politikrelevanz abarbeitend –
geprüft, welche alternativen Auffassungen aus weiteren Paradigmen abgeleitet wer-
den können. Dabei schälen sich zwei Arten von Zurückweisung des (so definierten)
Handlungsempfehlungsbegriffs heraus: Radikal-konstruktivistische und post-struk-
turalistische Ansätze (Kapitel 3.2) bezweifeln in erster Linie die Möglichkeit eines
derart zweckrational umsetzbaren Wissens, während eine zweite, »ontologisch-nor-
mative« Linie (Kapitel 3.3) vor allem die skizzierte Arbeitsteilung zwischen Wis-
senschaft und Politik als unkritisch zurückweist. Im Rahmen dieser Diskussion
wird vorgeschlagen, die gängige Dichotomie von Positivismus und Post-Positivis-
mus durch einen dritten Pol (Kritischer Realismus) zu ergänzen, wodurch auch mo-
ralphilosophische Ansätze und klassische kritische Theorien (Marxismus) taxono-
misch integriert werden können.

Praxisrelevanz und Handlungsempfehlungen

Charakterisierung des Mainstream-Verständnisses

In der deutschsprachigen Wissenschaft findet der Begriff »Politikrelevanz« nicht
sehr häufig Verwendung, auch wenn damit verwandte Aspekte bereits lange disku-
tiert werden (Habermas 1968a). Die Beiträge, die sich gründlicher mit der Thema-
tik beschäftigen, enthalten oft die normative Forderung, Wissenschaft müsse der
Politik nützen, indem sie ihr handlungsrelevante Informationen zukommen lässt
(Terhalle 2015). Ähnlich lautet der Tenor im englischsprachigen, vor allem US-
amerikanischen Diskurs über die »policy relevance of approaches« (Kurki/Wight
2010: 32), der eine erste Annäherungsmöglichkeit an gängige Auffassungen dar-
stellt. Eine der raren expliziten Definitionen bestimmt (akademische) Politikrele-
vanz als »the ability to use the scientific method to contribute to policy formulati-
on« (Urpelainen 2013). Hierin stecken zwei Voraussetzungen, die im Zuge dieser
Thematik immer wieder vorkommen: Erstens unterscheide sich das akademische
Wissen eben durch seine »Wissenschaftlichkeit« von bloßen Alltagsauffassungen,
wodurch es geeignet sei, zweckrational »the policies that will achieve given goals«
(Nagel 1980: 391) zu bestimmen. Zweitens geht es darum, nützlich für die Politik
zu sein (Lapid 2002) und nicht um das Ziel einer autonomen Wissenschaft oder gar

2.

2.1.

1 Vereinheitlichende Termini wie »Lager« stellen selbstverständlich nur Näherungen dar.
Deshalb ist es umso wichtiger, bei derartigen Subsumtionsbegriffen die real immer vor-
kommenden fließenden Übergänge und Ausnahmefälle mitzudenken, gerade auch bei Strö-
mungen, die nachdrücklich auf ihre Heterogenität insistieren, wie es etwa »der« Poststruk-
turalismus tut.
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um eine (fundamentale) Kritik der politischen Ordnung – der Rahmen ist problem-
lösungsorientiert und staatszentriert (Fitzgerald et al 2016: 1).

Diese Annahmen können gewissermaßen als Mainstream-Meinung angesehen
werden, zumindest insofern, als dass beim Thema »Politikrelevanz« oft nur noch
Varianten innerhalb dieses Rahmens diskutiert werden. Ob diese Bezeichnung aller-
dings wirklich haltbar ist, oder sich nicht doch eine Mehrzahl von Ansätzen finden
lässt, die dieses Verständnis – bislang nur disparat und implizit – ablehnt, ist für
diese Studie zunächst nicht zentral. Vielmehr geht es ihr darum, die qualitative
Bandbreite von Haltungen sinnvoll zu erfassen. Jedenfalls lässt sich dieser – vorerst
weiter so bezeichnete – Mainstream nicht in einem fest abgesteckten Feld verorten.
Als eigene Subdisziplin lässt sich vielleicht am ehesten die sogenannte »Gap
School« (Miller 2017: 301; Tanter 1972: 580-581), mitsamt ihren konstruktiven
KritikerInnen begreifen. Sie hat zum Ziel, den (wahrgenommenen) Graben zwi-
schen Wissenschaft und Politik zu überbrücken, auch indem durch verschiedene
Initiativen, wie dem Bridging The Gap Project, dem Tobin Project oder dem Scho-
lars Strategy Network, entsprechende Forschung bewusst gefördert wird (Jentleson
2015: 108). Ebenso werden in den Policy Studies gezielt Modelle zum Verhältnis
der beiden Sphären entwickelt. In vielen Fällen lassen diese sich sehr gut mit dem
obigen Verständnis von Nützlichkeit vereinbaren, sind aber tendenziell etwas kom-
plexer, weil sie – eher analytisch als normativ – versuchen, der Realität des policy-
Prozesses mit seinen vielfältigen Akteursverflechtungen gerecht zu werden (Lan-
caster et al. 2014; Stone 2012).2

Will man sich diesem verstreuten Mainstream systematisch nähern, liegt zunächst
die Frage nahe, wie die Forderung nach Nützlichkeit überhaupt begründet wird.
Abgesehen davon, dass dies oft gar nicht geschieht, finden sich verschiedene Argu-
mentationslinien: Es wird zum einen die Zuarbeitungspflicht der Wissenschaft von
der Legitimität der sie beauftragenden (demokratisch gewählten) Instanzen herge-
leitet (Miller 2017: 301). Zum anderen wird vorgebracht, dass im akademischen
Prozess gewonnenes Wissen aufgrund seiner korrektiven Wirkung eingebracht wer-
den müsse (Drezner 2017: 15-16), da es zu »[…] an improvement on the current
status quo« (Miller 2017: 311) führe. Schließlich wird betont, tatsächlich erreichte
hohe Praxisrelevanz sei immer auch ein Indiz für gute Forschung (Lepgold 1998:
43).

Die an einem gelungenen Politikrelevanz-Prozess beteiligten Akteure und ihr Zu-
sammenspiel lassen sich folgendermaßen charakterisieren: Der Wissenschaft wird

2 Unter anderem wird darin im Anschluss an Jürgen Habermas zwischen technokratischen,
dezisionistischen und pragmatischen Modellen über das Verhältnis von Wissenschaft und
Politik unterschieden (Kusche 2008: 115-117). Wenn im Folgenden betont wird, dass Nütz-
lichkeit im Sinne des Mainstreams immer auch bedeutet, dass die Politik als Auftraggeber
auftritt, weist dies natürlich große Ähnlichkeiten mit dem dezisionistischen Modell auf. Al-
lerdings lässt sich argumentieren, dass sich auch die beiden anderen Varianten (mit kleine-
ren Schwierigkeiten) hierin einbetten lassen: Wenn nach dem technokratischen Modell eher
die Wissenschaft der Politik Sachzwänge an die Hand gibt und die pragmatische Sichtwei-
se die Tür zu kritischeren Ansichten öffnet, kann die Politik immer noch entscheiden, wie
sie dieses Wissen auf eine für sie nützliche Weise verwertet.
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die Aufgabe zuteil, geeignete Mittel (und ihre Kosten) zum Erreichen der von der
Politik vorgegebenen Ziele aufzuzeigen und abzuwägen – bzw. bei der Bestimmung
der staatlichen Interessen mitzuhelfen, sofern man annimmt, dass diese nicht offen
auf der Hand liegen – und diese Erkenntnisse dann erfolgreich weiterzuvermitteln
(Jacobs/Page 2005: 107-108, 119). Sie soll deshalb möglichst eng mit der Politik,
der zweiten Hauptakteurin, verzahnt sein (Lepgold 1998: 43-45). Dem liegt oft die
implizite Vorstellung eines direkten Austausches zweier Einzelpersonen aus beiden
Bereichen zugrunde (Tanter 1972: 556), aber es gibt durchaus Konzeptionen, in de-
nen entweder Produkte wissenschaftlichen Arbeitens etwas indirekter, etwa über
die Lehre, ins allgemeine Bewusstsein vordringen, oder Politik weiter, etwa als Öf-
fentlichkeit, gefasst wird (Ostrom 1998: 18; Miller 2017: 301). Auch in diesen Va-
rianten sollen aber letztlich immer noch rationale politische Problemlösungen in-
nerhalb des Status quo gefördert werden und Wissenschaft soll sich entsprechend
ausrichten. Als dritter Akteur, der einen reibungslosen Austausch von Wissenschaft
und Politik ermöglicht, werden oft Intermediäre wie Thinktanks, Medien oder freie
AnalystInnen hervorgehoben (Miller 2017: 313; Lepgold 1998: 47, 54).

Andrew Bennett und John Ikenberry (2006: 652) konzipieren eine ideale Arbeits-
teilung dieser Akteure (die angekündigte Definition von Politikrelevanz bleiben sie
dabei schuldig), in der ihnen jeweils eine spezifische Art von Wissensgenerierung
zugeteilt wird. Allgemeine Theorien und das Lösen von empirischen Rätseln sind
demnach das Hauptbetätigungsfeld der Wissenschaft, während fallbezogene Analy-
sen vor allem von den intermediären Instanzen durchgeführt werden und sich
schließlich die Aufgabe der Politik auf die Erstellung von Berichten und Regie-
rungsdokumenten beschränkt. Diese Wissenstypen sind hinsichtlich ihrer Konkret-
heit und unmittelbaren Nützlichkeit abgestuft, aber idealerweise sollen die allge-
meineren wissenschaftlichen Erkenntnisse auch dann auf die nachgelagerten Instan-
zen wirken, wenn sie nicht unmittelbar politische Entscheidungen beeinflussen.
Theoretische Grundlagenforschung soll das erste Glied in einer Kette sein, die der
Politik zuarbeitet.

Hinsichtlich des Zusammenspiels der Akteure schwingt im Hintergrund die Vor-
stellung eines »Marktplatzes der Ideen« mit, in dem die Politik als Nachfragerin
auftritt und aus einer Vielzahl intellektueller Anschauungen über politische Proble-
me rational die besten auswählt (Drezner 2017: 14-15), während auf der Angebots-
seite der unique selling point der Wissenschaft eben in der Wissenschaftlichkeit
ihrer Analysen, der der intermediären Instanzen in ihrer größeren Praxisbezogen-
heit besteht. Die wissenschaftlichen Güter sollen dabei insbesondere irrationale
Entscheidungen entlarven und möglichst verhindern. Aber selbst, wenn sich die
besten Ideen hierfür durchsetzen, kann es zu Marktversagen kommen, etwa, weil
die Politik kein Interesse an diesen vernünftigeren Lösungen zeigt oder sie im me-
dialen Diskurs nicht durchdringen (Kaufmann 2004: 31-32). Die bereits eingangs
angeklungene Frage, ob das Angebot der Wissenschaft gut genug ist oder Fehler
vielmehr im Verhalten der Nachfrageseite zu finden sind, macht einen Großteil der
Differenzen innerhalb des Mainstreams aus (Miller 2017: 311). Es existieren also
Meinungsverschiedenheiten über die Art der Schwerpunktsetzungen innerhalb des
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oben skizzierten abgestuften Modells, aber beide Seiten sind sich einig, dass Wis-
senschaft einerseits als eigenständiger Akteur erkennbar bleiben muss und anderer-
seits ihre Produkte grundsätzlich für den Alltagsgebrauch verständlich übersetzbar
und verwendbar sein müssen. Keinesfalls darf Wissen als Selbstzweck gelten wol-
len und sich dieses Nützlichkeitszusammenhangs zu entziehen suchen. Ebenso we-
nig darf erwartet werden, dass eine Holschuld anderer Akteure besteht, sich dieses
Wissen in seiner ganzen Komplexität anzueignen (Adorno 2003: 68).

Nicht nur im Hinblick auf die von der Wissenschaft idealerweise zu erbringenden
Güter, sondern auch bezüglich der Eigenschaften dieser Güter lassen sich im Main-
stream gewisse Varianzen feststellen. Oft wird politikrelevantes Wissen mit mess-
barem und modellhaftem gleichgesetzt, durch das Ursache-Wirkungs-Zusammen-
hänge offengelegt und so stabile Prognosen über die Konsequenzen verschiedener
Handlungen erstellt werden können (Fitzgerald et al. 2016: 1). Bloßes Beschreiben
oder Ex-post-Erklärungen bieten aus dieser Sicht, für die die Wirtschaftswissen-
schaften Vorbild sind (Drezner 2017: 115), kaum praktischen Mehrwert und berau-
ben die Wissenschaft ihrer Überlegenheit über andere Erkenntnisformen. Aller-
dings gibt es auch hier wieder eine Gegenposition, die sich gegen modelltheoreti-
sche Komplexität und eine zu weite Entfernung solcher Analysen von den Proble-
men der Realität wendet (Bennett/Ikenberry 2006: 651). Sie kann sich dabei auf
solche Rückmeldungen aus der Politik stützen, in denen empirische Fallstudien und
policy-Analysen als am nützlichsten für die Praxis erachtet werden (Avey/Desch
2014: 228).

Alternative Positionen

Selbstverständlich mangelt es nicht an Stimmen innerhalb der Wissenschaft, die
sich an den bis hierher dargestellten Auffassungen stören. Wie erwähnt sind diese
aber disparater, greifen nicht einheitlich auf einen bestimmten (Relevanz-)Begriff
zurück und ihre Gegnerschaft bleibt meist implizit. Robert Cox’ – auf Max Hork-
heimer (1988) zurückgehende – Unterscheidung zwischen kritischen und problem-
lösenden Ansätzen stellt dabei noch am ehesten einen Versuch dar, sich gezielt mit
dem Relevanzverständnis von Wissenschaft auseinanderzusetzen (Cox 1981:
128-129). Der problemlösende Ansatz wird kritisiert, weil er Einzelprobleme iso-
liert betrachte und den größeren Zusammenhang, in den sie eingebettet sind, igno-
riere. Cox zufolge unterscheiden sich kritische Ansätze hiervon dadurch, dass sie
die herrschende Ordnung als Ganzes problematisieren. Statt also einfach hinzuneh-
men, dass man der Politik zuarbeiten soll, müsste man fragen, wem man auf welche
Weise nützlich sein will (Steinmetz 2004: 381), denn »[…] [t]heory is always for
someone and for some purpose« (Cox 1981: 128). Gerade die politikwissenschaftli-
chen Disziplinen, ins Leben gerufen als Produzentinnen von »Herrschaftswissen«
(Aden 2013: 59-62), müssten sich, um gute Forschung zu ermöglichen, Distanz zur
Politik erst bewusst erkämpfen (Fitzgerald et al. 2016: 2-3). Diese Haltung steht in
der Tradition des kritischen Intellektuellen, der es sich zur Aufgabe nimmt, gerade

2.2.
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auch das Staatsinteresse zu hinterfragen, anstatt für dieses angeblich wertfreies Pro-
blemlösungswissen zu entwickeln (Chomsky 1967).

Dabei gibt es offensichtlich Differenzen in dem, was als problematische Ordnung
ausgemacht wird. Manche sehen die Möglichkeit, auf staatliche Stellen reformeri-
schen Einfluss auszuüben, während andere die Staatsräson grundsätzlich zurück-
weisen und sich andere Bündnispartner, wie subalterne Gruppen, die Zivilgesell-
schaft oder das Proletariat suchen (Ostrom 1998: 17). Allerdings werden bisweilen
auch diese als zu sehr in einen negativen Funktionszusammenhang eingebettet an-
gesehen, als dass man Hoffnungen in sie setzen könnte (Fitzgerald et al. 2016: 5-7).
Gerade dann liegt es nahe, nicht nur die Kooperation mit herrschender Politik zu
verweigern, sondern sich allgemein einer Verwertungs- und Publikumsorientierung
von Wissen zu widersetzen (Adorno 2003: 68). Die Praktikabilitätserwartung an
Wissenschaft wird in dem Fall nicht mehr auf andere Ziele verschoben, sondern
suspendiert. Eine weitere Variante, die den Politikrelevanz-Begriff des Mainstreams
zurückweist, stellen relativistische Positionen dar, die jede Ordnung als arbiträr be-
greifen und deshalb herrschende Strukturen und Neutralität prinzipiell verwerfen,
ohne aber ein normativ »richtiges« Gegenmodell zu postulieren. Dabei fordern sie
von der Wissenschaft, »eine entscheidende strategische Position zu besetzen« (Fou-
cault 2001: 204), um nach dem subjektiven Willen der ForscherInnen Diskurse um-
zuformen, anstatt unhinterfragt für den Staat technisches Wissen zu produzieren.
Damit eng verbunden ist die Kritik an orthodoxen Wissensformen, welche aus die-
ser Sicht einerseits selbst Machteffekte mit sich bringen (Zuckert 1995: 184-185),
und andererseits aufgrund der Offenheit des Sozialen gar nicht so planmäßig imple-
mentiert werden können, wie es der Mainstream sich wünscht.

Die Gegenargumente gegen das oben skizzierte Verständnis von Politikrelevanz
kritisieren also unter anderem die darin enthaltene Eliten- bzw. Staatshörigkeit,
(scheinbare) Wertneutralität, die Nützlichkeitserwartung an Wissenschaft oder den
Glauben an die technizistische Wirksamkeit von Wissen. Während diese Positionen
zwar häufig zusammenhängen, gibt es unter ihnen aber auch Reibungen (Jones
2004: 119-120). Zudem sind die einzelnen Punkte, wie erwähnt, nicht Teil einer
systematischen Auseinandersetzung mit Politikrelevanz, sondern Bestandteile ver-
schiedener anderer Überlegungen, weshalb auch eine explizite Auseinandersetzung
mit dem Mainstream ausbleibt, die über die »kritisch-problemlösend«-Dichotomie
hinausginge. Es werden nur einzelne darin vorkommende Motive abgelehnt, ohne
dass genauer auf interne Problemstellungen und Debatten eingegangen und daraus
in kritischer Auseinandersetzung ein alternatives Verständnis entwickelt würde.
Umgekehrt schließt der Mainstream die Argumente seiner GegnerInnen bereits
a priori aus seinen Überlegungen aus, indem er die Möglichkeit der Kritik an der
Nützlichkeitsforderung gar nicht erst erwägt bzw. die Notwendigkeit eines solchen
Zusammenspiels mit der Politik kaum begründet. Die Haupterkenntnis für diese
Untersuchung besteht jedenfalls darin, dass zum Thema Politikrelevanz bisher ent-
weder sehr in die eigenen Prämissen versunkene, aber gut ausgearbeitete Modelle
(Mainstream) oder sehr disparate Argumente (kritische Ansätze) hervorgebracht
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wurden.3 Die behandelten Positionen können so zwar als Anhaltspunkt für eine sys-
tematische Auseinandersetzung mit dem Problem der Politikrelevanz in den IB die-
nen, es reicht aber nicht aus, diese einfach als Extrema gegenüberzustellen. Statt-
dessen soll ein anderer Weg beschritten werden.

Der Begriff der Handlungsempfehlung als Unterscheidungsmerkmal

Die folgenden Ausführungen dienen dazu, über eine bloße Sammlung von Posi-
tionen zum Relevanzproblem hinauszugehen, indem die ganze Bandbreite auch po-
tenzieller Haltungen aufgedeckt wird und diese anhand gemeinsamer Begrifflich-
keiten auf eine vergleichbare Ebene gestellt werden. Deshalb wird nicht nach tat-
sächlich im Diskurs vorkommenden Forderungen, wie sich Wissenschaft zu verhal-
ten habe, oder nach konkreten Politikberatungsmodellen gesucht, sondern es
werden aus den metatheoretischen Grundlagen verschiedener IB-Schulen unter-
schiedliche Relevanzverständnisse abgeleitet. Als Referenzpunkt wird eine Aus-
gangsdefinition von »Politikrelevanz« eingeführt, die an die skizzierten Vorstell-
ungen des Mainstreams anknüpft und anhand derer dann der Reihe nach geprüft
werden kann, welche Ansätze dieser zustimmen und welche sich auf welche Weise
daran abarbeiten und dementsprechend ein anderes Verständnis entwickeln.

Um den Begriff der Politikrelevanz nicht vorschnell einseitig zu reservieren, soll
als Ausgangspunkt stattdessen der der »Handlungsempfehlung« gewählt werden.
Es geht also darum, zu prüfen, welche Positionen analog zum Relevanz-Main-
stream durch politische Handlungsempfehlungen (im definierten Sinne) nützlich
sein wollen und welche davon abweichenden Vorstellungen politischer Relevanz
existieren. Handlungsempfehlungen werden für den Zweck dieser Untersuchung
aufgefasst als von der Wissenschaft geleistete Hilfestellungen bei der Wahl der Mit-
tel, die geeignet sind, um von politischen Akteuren formulierte (vorher von der Wis-
senschaft gegebenenfalls plausibel gemachte) Ziele zu erreichen. Dabei müssen die
jeweiligen Konsequenzen, die aus der Anwendung von vorgeschlagenen Hand-
lungsoptionen erwachsen, möglichst eindeutig dargestellt werden und die Progno-
sen möglichst verlässlich sein. Bevor nun an dieser Definition entlang verschiedene
Relevanzvorstellungen entwickelt werden, sollen noch einige ihrer Voraussetzun-
gen konkretisiert werden.

Die Definition setzt zwei Arten von Wertneutralität voraus. Die erste bezieht sich
auf die politische Ordnung, innerhalb derer Handlungsempfehlungen abgegeben
werden. Gleichgültig, ob eine gewisse Distanz gegenüber den politischen Akteuren
oder eine möglichst enge Verflechtung mit ihnen als Bedingung dafür erachtet wird,
um nützliches Wissen generieren zu können – die Mithilfe bei der Problemlösung

2.3.

3 Der deutschsprachige Diskurs, der bisher, aufgrund der dominanten Stellung der US-Lite-
ratur, weitgehend ausgeklammert wurde, hebt sich im Hinblick auf seine Darstellung von
Relevanzmodellen und der Praxis der Politikberatung durch eine tendenziell reflektiertere
Haltung ab (vgl. Hellmann 2006; Weingart/Wagner 2015).
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innerhalb der politischen Ordnung ist in jedem Fall das Endziel (Avey/Desch 2014:
244-245). Insoweit die politische Ordnung selbst Untersuchungsobjekt ist, ist die
Wertneutralität gegenüber den Forschungsgegenständen hier mit inbegriffen. Diese
ist aber aus einem weiteren Grund erforderlich: Da die Definition dessen, was als
zu lösendes Problem gilt, der Politik obliegt, dürfen keine Werturteile von Wissen-
schaftlerInnen in die Forschung eingehen. Diese kann mit subjektiven Verstehens-
prozessen unterfüttert sein, um dadurch reichhaltigere Erklärungen zu entwickeln
(Weber 2010: 3), doch muss Wissenschaft ohne weltanschauliche Verzerrungen
ihren Gegenstand so erfassen, dass er beherrschbar wird (Popper 1973: 35). Neutra-
lität gegenüber der politischen Struktur der Handlungsempfehlung bedeutet dann
nicht nur, dass die faktische Entscheidung, wie letztlich auf eine bestimmte politi-
sche Herausforderung reagiert wird, jenseits der Wissenschaft liegt, sondern auch,
dass die Empfehlung selbst ohne Werturteile auskommen kann, wenn die Konse-
quenzen bestimmter Handlungsoptionen rein konditional formuliert werden (Ng
1972: 1017). Freilich verzichtet Forschung realiter in den wenigsten Fällen völlig
auf Werturteile. Entscheidend ist aber, dass sie hier nicht nötig sind und der Primat
der Normativität außerhalb des Wissenschaftsbereiches liegt (Walzer 1981: 389).

Die Darstellung der Debatten innerhalb des Mainstream-Lagers hat deutlich zu
machen versucht, dass darin Uneinigkeit über das nötige Ausmaß der Abstraktion
und der idealen Art von Forschung (mathematische Modelle vs. konkrete Fallstudi-
en) herrscht. Wenn in der Definition von verlässlichen Prognosen die Rede ist, ist
diesbezüglich noch keine Entscheidung getroffen. Die Hauptsache ist, dass Emp-
fehlungen bereitgestellt werden, auf die die EntscheiderInnen bei der Problemlö-
sung vertrauen können. Weniger generalisierbares, empirielastiges Wissen kann un-
ter Umständen mehr zu realen Problemstellungen und Handlungsspielräumen sagen
als abstrakte Modelle, in denen Politik als abhängige Variable betrachtet wird
(Drezner 2017: 119-121). Die Untersuchungsgegenstände müssen aber zumindest
so berechenbar sein, dass sie ein Mindestmaß an Prognosefähigkeit ermöglichen
(Miller 2017: 307). Zudem müssen sie derart responsiv sein, dass eine durchgeführ-
te Handlung einen Effekt nach sich zieht, und eine entsprechende Empfehlung erst
Sinn macht (Kaufman 2006: 85-86). Das erfordert nicht unbedingt eine grundlegen-
de Veränderbarkeit des Problemkontextes, aber eine Handlung (oder ein bewusster
Verzicht darauf) sollte zumindest darüber entscheiden können, ob ein Akteur da-
durch innerhalb bestehender Strukturen seinen Zielen näherkommt oder nicht.

Einige weitere Rahmenbedingungen müssten erfüllt sein, damit Handlungsemp-
fehlungen abgegeben werden können. Dazu gehört zunächst, dass die entwickelten
Ideen Gehör finden können müssen. Hierfür muss eine Diskursstruktur herrschen,
die es WissenschaftlerInnen ermöglicht, ihren Rat unverfälscht zum Empfänger zu
bringen, wobei dieser auch Verständnis für komplexere Lösungen aufbringt (Drez-
ner 2017: 24-25). Ein erfolgreiches Zusammenspiel zwischen Wissenschaft und Po-
litik erfordert dabei auch, dass erstere Bedingungen vorfindet, die ihr die Produkti-
on von Problemlösungswissen ermöglichen (Bhaskar [1975] 2008: 12-13). Dazu
gehören, neben grundlegenden Ressourcen, die Abwesenheit von Zensur und Re-
pressionen. »Kritischere« Empfehlungen, die den unmittelbaren Erwartungen eines
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Politikers zuwiderlaufen, dürfen ebenso abgegeben werden, da sie sich unter Um-
ständen zur Problemlösung eignen. Dies gilt jedoch nur, solange sie den Rahmen
der Handlungsempfehlungsstruktur selbst nicht infrage stellen. Zudem setzt dieses
Verständnis zwar gewisse akademische Freiheiten voraus, hat aber kein Problem
damit, (vor allem finanziellen) Druck auf die Wissenschaft auszuüben, um diese zu
mehr Politikrelevanz in seinem Sinne zu motivieren (Lepgold 1998: 46-47; Fitzge-
rald et al. 2016: 2-3).

Arten von Politikrelevanz im IB-Diskurs

Um verschiedene, im IB-Diskurs angelegte Positionen zur Politikrelevanz heraus-
zustellen, werden im Folgenden die metatheoretischen Annahmen unterschiedlicher
Ansätze mit dem erarbeiteten Handlungsempfehlungsbegriff kontrastiert. Die dabei
zutage tretenden Grundtendenzen von Befürwortung, epistemologischer und nor-
mativ-ontologischer Ablehnung können dabei mehrere, auch hier nicht behandelte
Schulen mit ähnlichen Prämissen abdecken. Gleichwohl geht es nicht darum, ein
Relevanzverständnis für jede einzelne Schule zu entwickeln, sondern die Annah-
men verschiedener Schulen aus einer einheitlichen Perspektive auf das Thema Poli-
tikrelevanz hin zuzuspitzen. Wenn hier also wichtige Ansätze nicht behandelt wer-
den, wäre das nur problematisch, falls diese ein im Folgenden nicht erfasstes Rele-
vanzverständnis in sich bergen würden.

Befürworter

Positivismus: Neo-Neo-Debatte und rational-choice-Ansätze

Auf der Suche nach Ansätzen, die dem Mainstreamverständnis von Politikrelevanz
positiv gegenüberstehen, bietet es sich an, mit den Ansätzen der Neo-Neo-Debatte
(abzüglich der dabei am Rande beteiligten marxistischen Positionen, s. Hoffman
1987) zu beginnen. Zum einen war der Neorealismus, der stets mit der Forderung
nach Politikrelevanz sympathisiert hat (Mearsheimer/Walt 2013: 436), aktiv in die
Debatte involviert. Zum anderen wurden nicht nur Differenzen deutlich, sondern
die Debatte markiert zugleich einen common ground in Bezug auf das Wissen-
schaftsverständnis. Betrachtet man die wissenschaftstheoretischen Annahmen von
Neorealismus und neoliberalem Institutionalismus (als typischem Vertreter der libe-
ralen Theorieschule), so zeigt sich zunächst, dass die geforderte normative Neutra-
lität den Rahmenbedingungen der Forschung gegenüber gegeben ist (Frieden/Lake
2005). Kenneth Waltz’ Denken ist bestimmt von einer »frank acceptance of the dis-
agreeable side of life« (Wight/Porter 1991: 16), das heißt, eine etwaige Unzufrie-
denheit mit der Weltlage nimmt keinen Einfluss auf die Forschung: Der Gegenstand
wird betrachtet, wie er vorgefunden wird, und es spricht nichts dagegen, im Sinne

3.

3.1.

3.1.1.
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der Handlungsempfehlungsstruktur daraus Lösungen für die Politik zu entwickeln.
Auch der neoliberale Institutionalismus stellt keinen heterodoxen Gegenpol hierzu
dar (Ashley 1984: 284). Er schätzt zwar die Chance alternativer Ordnungen höher
ein, kommt aber zu dieser Meinung dem Selbstverständnis nach durch eine objekti-
ve Analyse (Keohane 1989: 3, 7-11) – keinesfalls folgt daraus die normative Ableh-
nung einer Beratungstätigkeit für die Regierung.

Was die genaue Position im arbeitsteiligen Modell des Mainstreams angeht, ste-
hen die AutorInnen tendenziell auf der Seite, die die relative Eigenständigkeit von
Wissenschaft betont und abstraktere Forschung der Anpassung an kurzfristige
Trends vorzieht (Mearsheimer/Walt 2013: 436). Wie gesehen streiten AnhängerIn-
nen des Mainstreams, die mehr unmittelbare Praxisrelevanz fordern, die Notwen-
digkeit eines Mindestmaßes von Theoretisierung nicht ab, solange dies indirekt
dem Problemlösungswissen im engeren Sinne entgegenkommt. Die grundlegende
Übersetzbarkeit der Theorien in auf Praxisfragen passende Empfehlungen scheint
dabei gegeben zu sein (Waltz 1979: 329-331). Auch der mögliche Einwand der feh-
lenden Vielseitigkeit greift hier nicht: Wirft man etwa dem Neorealismus vor, er
wäre nicht nützlich für die Politik, weil er sich zu sehr auf die Frage der capabili-
ties fokussiere, lässt sich dagegen einwenden, dass er dann zumindest auf dem (für
ihn entscheidenden) Gebiet Handlungsempfehlungen entwickeln kann. Der institu-
tionelle Rahmen, in dem Handlungsempfehlungen abgegeben werden, wird von
den TeilnehmerInnen der Neo-Neo-Debatte also nicht prinzipiell zurückgewiesen.

Mit Blick auf die Zuverlässigkeit des produzierbaren Wissens lässt sich festhal-
ten, dass der Positivismus der beiden Schulen und die Annahme rationaler Akteure
(Smith 2002: 70-73) sie auf epistemologischer Ebene davon überzeugt, dass Wis-
senschaftlerInnen Fakten und Werte zu trennen in der Lage sind, was neutrale, pro-
blemlösende Prognosen erst möglich macht (Nye 1988: 241). Zudem werden onto-
logisch Entwicklungen besser vorhersehbar, weil die Handelnden die optimalen
Strategien suchen, um ihren (exogen gegebenen) Nutzen zu maximieren bzw. weil
sich ihre Entscheidungsspielräume durch die jeweilige systemische Konstellation
klar bemessen lassen (Ashley 1984: 258-260). Durch den Einbezug struktureller
Faktoren können beide Ansätze Aussagen über längerfristige Trends treffen (Mear-
sheimer/Walt 2013: 434-435; Keohane 1989: 15), die für die Empfänger von Hand-
lungsempfehlungen einen strategischen Vorteil bringen.

Die Präferenzgebundenheit derartiger Subjekte und ihre Konfrontation mit struk-
turellen Zwängen des internationalen Systems werfen allerdings die Frage auf, ob
diese überhaupt Handlungsempfehlungen benötigen. Dies ist zu bejahen, denn Ak-
teure sind zwar an ihre jeweiligen Präferenzen gebunden, aber sie sind nicht immun
gegenüber Ratschlägen, die ihnen zu deren Erfüllung erst verhelfen (Zuckert 1995:
180). Die Aufgabe von Wissenschaft ist es hier also, den Akteuren darzulegen, was
unter den gegebenen Umständen die eine, »rationale« Lösung für sie ist. Selbst
wenn man aus Sicht einer Schule annähme, dass die Struktur des Systems immer
die gleiche Lösung, ohne Ermessensspielraum vorschreibt (also etwa »Immer maxi-
mal aufrüsten!«, anstatt »Abwägen, wie stark aufgerüstet werden muss!«), bliebe
für die Wissenschaft die Aufgabe, in jeder Handlungsempfehlung anzuraten, dass
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sich die Politik an den richtigen Kurs hält. Offen für Ratschläge ist Politik aus Sicht
der beiden Ansätze, weil Alternativen ja in nutzenmaximierender Absicht abgewo-
gen werden, nicht quasi-automatisch durch Machtstreben oder moralische Vernunft
erfolgen (Keohane 1989: 11).

Eine letzte potenzielle Quelle der Unvereinbarkeit mit der idealtypischen Hand-
lungsempfehlung könnte deren Adressat sein. Der Neorealismus kann sich sinnvol-
lerweise nur an die nationalen, außenpolitisch relevanten Gruppierungen wenden,
weil sich hier die einzigen handlungsfähigen Akteure befinden (Waltz 1986:
87-92). Auch wenn dies häufig als Legitimation eines bestimmten politischen Ord-
nungsmodells kritisiert werden mag (Ashley 1984: 231-232, 239), handelt es sich
für den Neorealismus also dabei nicht um eine normative Frage, da andere Empfän-
ger von Handlungsempfehlungen gar nicht existieren. Auch eine potenzielle Erwei-
terung des Adressatenkreises im neoliberalen Institutionalismus steht der vorliegen-
den Definition nicht im Weg, solange nicht ausgeschlossen wird, dass man pro-
blemlos Institutionen des Status quo zuarbeiten darf. Deshalb lässt sich festhalten,
dass die TeilnehmerInnen der Neo-Neo-Debatte ohne große Probleme den voraus-
gesetzten Begriff der Handlungsempfehlung vertreten können.

Träte zum Beispiel ein Staat A an eine Wissenschaftlerin B heran und fragte da-
nach, wie diese seine Sicherheit am besten garantieren könne, so würden die Ant-
worten zwar unterschiedlich ausfallen – eine Anhängerin des offensiven Realismus
würde vermutlich zum Ausbau der eigenen militärischen Machtmittel raten, eine
Vertreterin des defensiven Realismus könnte je nach Situation auch empfehlen, sich
mit dem gegenwärtigen Zustand zufrieden zu geben und eine neoliberale Institutio-
nalistin könnte aufzeigen, dass die Voraussetzungen zur Kooperation mit anderen
Staaten gegeben sind – alle wären aber bereit, die an sie herangetragene Nachfrage
zu bedienen und überzeugt, das dafür benötigte Wissen (dem eigenen positivisti-
schen Selbstverständnis nach) werturteilsfrei entwickeln zu können.4 Das hier und
im Folgenden verwendete Beispiel ist selbstverständlich auf einer sehr allgemeinen
Ebene gehalten und wird in dieser Form sicher nicht in konkreten Handlungsemp-
fehlungssituationen vorkommen. Seine Funktion ist indes, die Unterschiede der un-
tersuchten Positionen klar zutage treten zu lassen.

Im Zuge der bisherigen Darstellung wurde die Rolle des positivistischen Wissen-
schaftsverständnisses bei der Zustimmung zum Handlungsempfehlungsbegriff be-
tont, weil es nicht nur die Generierung verlässlichen Wissens fordert, sondern die-

4 Angemerkt sei, dass auch WissenschaftlerInnen der genannten Schulen mitunter aus nor-
mativen Erwägungen gewonnene Überzeugungen haben, die ein konkretes politisches Ziel
als nicht erstrebenswert erscheinen lassen. Aus deren wissenschaftstheoretischer Position
heraus lässt sich aber immer noch feststellen, wie erfolgreich bestimmte Strategien vermut-
lich sein werden, und es können die resultierenden Konsequenzen aufgezeigt werden. Falls
man dann an der geforderten Dienstleisterrolle zweifelt, verweist dies gerade auf eine
Spannung zwischen dem eigenen Weltbild und den metatheoretischen (positivistischen)
Annahmen, aus denen eine derartige Stellung gegenüber der Politik abgeleitet wird. Diese
Fälle verdeutlichen die Notwendigkeit, bei der Frage nach Politikrelevanz nicht nur die
Ebene unmittelbarer policy-Modelle zu betrachten, sondern sie mit einer metatheoretischen
Ebene zu konfrontieren.
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ses durch die Trennung von Fakten und Werten auch als rein instrumentelles ver-
ständlich wird, das nur dem Erreichen – dem Wissenschaftsprozess äußerlicher –
vorgegebener Ziele dient (Zuckert 1995: 180-181). Es soll aber im Folgenden ge-
zeigt werden, dass nicht jeder positivistische Ansatz sofort zum Mainstreamver-
ständnis führt, sondern die jeweiligen Theorien ihn auch entsprechend ausgestalten
müssen – ein Blick auf rational-choice-Ansätze verdeutlicht, dass das dort zumin-
dest nicht uneingeschränkt der Fall ist.

Auch wenn rational-choice-Ansätze normative Implikationen haben, lässt sich
bei ihnen, wie bei den Neo-Neo-Ansätzen, die Festlegung, was als zu lösendes
Problem gilt, ausklammern (Snidal 2012: 102-103). Probleme könnte es insofern
geben, als dass durch die Mikrofundierung dieser Ansätze zwar Einzelinteressen
aufaddiert und so Situationen vorhersagt werden sollen, eine Vielzahl von Varia-
blen und Pfadabhängigkeiten derartige Modelle aber zu weit von der Realität ent-
fernt (Ostrom 1998: 16; Pierson 2000: 266). Hier gilt zwar – wie für die Neo-Neo-
Ansätze –, dass die abstrakteren Grundlagenmodelle (spätestens von den interme-
diären Instanzen) erst noch für die Praxis fruchtbar gemacht werden könnten, doch
rational-choice- und vergleichbar quantifizierende Ansätze hängen aufgrund ihrer
metatheoretischen Annahmen stärker an mathematisch eindeutigen Darstellungsfor-
men, was die Umsetzbarkeit für Praxisfragen grundlegend erschwert (Kaufmann
2005: 181-182). Zwar nehmen beide Seiten Abstraktionen vor, doch es macht einen
Unterschied, dass die Komplexitätsreduktion bei den rational-choice-Ansätzen auf
Kosten der Phänomene jenseits der individuellen Ebene geht (Nye 1988: 242, 248).
So wird es schwieriger, Staaten und Staatensystem als Faktoren mit eigener Funkti-
onslogik zu integrieren (Moravcsik 1997: 518) und damit überhaupt eine Vorstel-
lung für konkrete politische Probleme zu erlangen. Auch wenn es zu weit führte,
diese Ansätze als unvereinbar mit dem Begriff der Mainstream-Handlungsempfeh-
lung zu bezeichnen – dafür liefert der Positivismus zu viele Gemeinsamkeiten – so
entstehen durch das (zugegebenermaßen modifizierbare, vgl. Hay 2004: 43-44) en-
ge Nutzenmaximierungsverständnis doch größere Schwierigkeiten, eindeutige
Empfehlungen an die politische Praxis zu richten.

Via media

Auch wenn konstruktivistische Ansätze häufig in Opposition zu denen der Neo-
Neo-Debatte gestellt werden, soll nun gezeigt werden, dass zumindest der via-
media-Konstruktivismus mit dem Handlungsempfehlungsverständnis vereinbar ist.
Alexander Wendt ([1999] 2003: 31, 38-39) hebt selbst seine Nähe zum Neo-Neo-
Lager hervor.5 Unterschiede bestehen weniger im szientistischen Leitbild als in der

3.1.2.

5 Da später auf den Kritischen Realismus eingegangen wird und Wendt sich positiv auf die-
sen bezieht (Wendt 2003: 47-49, 60), sei kurz erwähnt, dass dieser hier nicht als Kritischer
Realist aufgefasst wird. Er lässt sich eher dem scientific realism zurechnen (Kurki 2007:
361, Fn. 1), was durchaus dem Positivismus vergleichbare Konsequenzen mit sich bringen
kann (Steinmetz 2004: 376).
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Ontologie, sodass sich zumindest von der epistemologischen Seite her schon ein-
mal keine Einschränkungen in Bezug auf Handlungsempfehlungen ergeben (Zeh-
fuß 1998: 112). Wendt geht von einer ideengeprägten Ontologie aus (Floyd 2007:
188), in der Akteure nicht rational ihren gegebenen materiellen Interessen folgen,
glaubt aber dennoch, dass Prognosen über die Entwicklung der IB möglich sind. Er
sieht sich in der Lage, eine unabhängige Beobachterperspektive einzunehmen und
»Mastervariablen« zu erarbeiten, mit denen er verlässliches Wissen, etwa über die
Entwicklung internationaler Kulturen, bereitstellen kann (Ulbert 2010: 438-439;
Wendt [1999] 2003: 343-365).

Dabei folgen seine Diagnosen dem Selbstverständnis nach aus wertneutral ge-
wählten Annahmen, weshalb sich für derartige Ansätze ebenso wenig eine Pflicht
zur normativen Intervention durch die Wissenschaft ableiten lässt: Die theoreti-
schen Prämissen betrachtend wird nicht ersichtlich, dass der Konstruktivismus der
via media Probleme mit dem in der Definition zum Ausdruck kommenden Ver-
ständnis von Handlungsempfehlungen haben könnte; weder hinsichtlich der Fähig-
keit, diese zu entwickeln, noch bezüglich der Bereitschaft, diese im vorgegebenen
Rahmen bereitzustellen. Gestärkt wird dieses Argument durch die Rezeption
Wendts in der Mainstream-Literatur der IB. Oft wird sein Ansatz als willkommene
Möglichkeit begrüßt, liberale oder realistische Entwürfe mit einem konstruktivisti-
schen Aufsatz zu ergänzen und ihnen so mehr Flexibilität zu verleihen; ein Um-
stand, der KonstruktivistInnen jenseits der via media regelmäßig dazu veranlasst,
den Vorwurf der Instrumentalisierbarkeit für positivistische Zwecke zu erheben
(Campbell [1992] 1998: 216-218).

Eine moderat konstruktivistische Wissenschaftlerin könnte im obigen Beispiel
Staat A folglich raten, – im Falle einer angenommenen kantianischen Kultur – ein
freundschaftliches Verhalten sei am besten geeignet, um die Sicherheit von A zu
garantieren, da sich in diesem Fall aggressive Versuche, relative Gewinne zu erzie-
len, als kontraproduktiv erweisen würden. Die ontologisch-idealistischen Elemente
der Theorie stehen dem Aussprechen zuverlässiger Empfehlungen also nicht im
Wege.

Epistemologisch begründete Ablehnung

Sozialkonstruktivismus jenseits der via media

Anders verhält es sich jenseits der via media. Bereits in »Waever’s neo-neosynthe-
sis« (Smith 2002: 70) wird zwischen den bisher behandelten Theorieschulen und
»reflektivistischen« Ansätzen unterschieden, die ein anderes wissenschaftliches
Leitbild verfolgen. Die folgende Darstellung konzentriert sich zunächst auf diejeni-
gen konstruktivistischen Positionen, die aufgrund ihrer post-positivistischen Hal-
tung Wahrheiten in Diskursen und nicht, wie der Positivismus und Wendts scienti-
fic realism, in der Welt selbst zu finden glauben (Ashley 1984: 249). Im Anschluss
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daran werden ergänzend poststrukturalistische Positionen thematisiert, die ähnlich
argumentieren, aber ein stärkeres kritisches Moment aufweisen.

»Konsistente« Konstruktivismen eint die Annahme, dass Menschen sich durch
den intersubjektiven Austausch ihrer Interpretationen der Welt verständigen (Zeh-
fuß 1998: 124; von Glasersfeld 1997: 33-34). Ein positivistisches Kausalitätsden-
ken wird folglich verworfen (Kratochwil 2008: 94), da außerhalb des Diskurses ste-
hende materielle Faktoren nur Wirkung entfalten, wenn sie intersubjektive Beach-
tung finden und deren Wirkungsrichtung je nach Interpretation variieren kann. Die
Offenheit performativer Diskurse verhindert so, dass aus vorliegenden Gegebenhei-
ten gesetzmäßig notwendige Folgen aus der »Rationalität« der beobachteten Akteu-
re oder aus Strukturen abgeleitet werden können (Zehfuß 1998: 117; Buzan et al.
1998: 30-31). Die Unsicherheit, die von den Untersuchungsgegenständen selbst
ausgeht, wird dadurch verstärkt, dass sich ForscherInnen als Menschen selbst nicht
in eine übergeordnete BeobachterInnenperspektive versetzen können, und zudem
durch ihr eigenes Wirken Praxis mitkonstituieren (Onuf 1997; Zehfuß 1998: 126).

Letzteres wirft zudem ethische Fragen auf. Dabei bedingt die Annahme von der
Konstruktion der Wirklichkeit einen Nominalismus, der moralische Maßstäbe als
menschlich produzierte relativiert und Fakten und Werte ineinanderfallen lässt
(Smith 2004: 501; Kratochwil 2008: 82-83). Dadurch wird bloß feststellende, wert-
neutrale Forschung unmöglich, was durchaus einen Ansatzpunkt zur Hinterfragung
der Legitimation politischer Macht darstellt (Tickner 1988: 438). Dennoch geht es
den meisten VertreterInnen dieser Strömung – ausgehend von der Feststellung, dass
positivistisches Wissen zu generieren nicht erstrebenswert ist – eher um die An-
wendung »verstehender« Ansätze, als darum, normativ-kritisch Position zu bezie-
hen (Buzan et al. 1998: 30-31).

Eine idealtypische sozialkonstruktivistische Handlungsempfehlung sollte folglich
ihr subjektives Erkenntnis- und Gestaltungsinteresse offenlegen und sich nicht der
Illusion unparteiischer Forschung hingeben (Onuf 1997: 7-17), was zugegebener-
maßen durchaus Konfliktpotenzial in Bezug auf Mainstream-Handlungsempfehlun-
gen birgt. Noch mehr als an der normativen Haltung bezüglich der institutionellen
Ordnung scheitert aber eine Vereinbarkeit an der fehlenden Zuversicht des Kon-
struktivismus, für konkrete Problemfälle einfache Lösungen bieten zu können, die
mit hoher Wahrscheinlichkeit das beabsichtigte Ergebnis mit sich bringen.6 Ober-
flächlich betrachtet fiele dies mit dem Skeptizismus einer liberalen Entscheidungs-
theorie (vgl. oben) zusammen, die die möglichen Handlungsszenarien nicht mehr
endlich aufführen und ihnen Eintrittswahrscheinlichkeiten zuordnen kann. Thick
constructivists würden jedoch darüber hinaus bezweifeln, solche Szenarien über-

6 Dies birgt auch Implikationen für Ansätze in der Friedensforschung, denn »[d]er Wissens-
stand über Dynamik und Konsistenz von Verursachungsketten für bewaffnete Konflikte ist
zu gering, um Vorhersagen über die Wahrscheinlichkeit von deren Auftreten mit der Präzi-
sion machen zu können, die Akteure im Bereich der Frühwarnung gerne hätten« (Brzoska
2012: 135). Der grundsätzliche Zweifel an kausalem Erkenntnisgewinn kollidiert also mit
dem Anspruch vor allem der traditionellen Friedensforschung, »objektive« Bedingungen
für Frieden herauszuarbeiten (Bonacker 2011: 46-78; Brzoska 2012: 130).
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haupt trennscharf abbilden, sie kausal aufbauen und ihre Bedeutungen festlegen zu
können. Im Beispielfall müsste die Anfrage von Staat A an Wissenschaftlerin B al-
so nicht unbedingt prinzipiell abgelehnt werden. B würde aber antworten, dass eine
entsprechende Handlung von A – falls sie überhaupt in dessen Machtbereich liegt,
denn Akteursqualität beschränkt sich im Sozialkonstruktivismus nicht auf Staaten
(Ulbert 2010: 447-448) – verschiedenste Auswirkungen haben kann, je nachdem,
wie diese von anderen Akteuren vor dem Hintergrund Geltung besitzender Regeln
und Rollenbilder rezipiert wird.

Eine mögliche »Handlungsempfehlung«, hier unterlegt mit der ethisch motivier-
ten Intention, Feindseligkeiten zwischen Staaten abzubauen, könnte dann etwa lau-
ten, A solle im Dialog mit anderen Staaten Begriffe vermeiden, die sich mit der
Realitätsauffassung anderer Akteure nicht vereinbaren lassen (Fattah/Fierke 2009:
67). Dieser Rat ist allerdings nicht mit dem Versprechen auf Erfolg verknüpft – das
Problem liegt nach konstruktivistischem Verständnis bereits in dem Problemlö-
sungsanspruch, der in der an B gestellten Nachfrage enthalten ist, und annimmt,
Politik lasse sich durch ausgelöste Ursache-Wirkungs-Ketten planmäßig gestalten.
Folgt man diesen Argumenten, müsste man sich davon verabschieden, durch pro-
blemlösende Handlungsempfehlungen Politikrelevanz anzustreben. Anstatt nach
zeit- und kontextunabhängigen Rezepten zu suchen, die ohnehin intellektuell nicht
sehr spannend wären (Wæver 2013: 317), könnte man Relevanz in einem anderen
Sinne erreichen. Beratung fände dann weniger in einem prognostisch-planerischen
Sinne statt. Durch den stärkeren Einbezug von Kontingenz würde im Vergleich zu
moderaten Konstruktivismen noch mehr Fokus auf Handlungskontexte gelegt und
die ausgesprochenen Empfehlungen nähmen einen anderen Charakter an: Wissen
verlöre seine Zweck-Mittel-Form und es träte ein anderes Verständnis von Politik-
relevanz in den Vordergrund, das sich mehr auf ein Verstehen gesellschaftlicher
Prozesse und damit ihrer höchstens langfristigen und kleinteiligen Veränderung be-
schränken würde. Das bedeutete zwar eine Abweichung vom definierten Hand-
lungsempfehlungsverständnis, aber wäre keinesfalls gleichzusetzen mit der Annah-
me von Irrelevanz wissenschaftlicher Tätigkeit.

Poststrukturalismus

Vieles von dem gerade Gesagten trifft ebenso auf den Poststrukturalismus zu, der
aber gewisse Eigenarten, vor allem eine dezidierter vertretene normative Position
(Tickner 1988: 434-435) aufweist und deshalb kurz gesondert diskutiert werden
soll. Um diese Besonderheiten genauer herauszustellen, soll er intern in zwei ideal-
typische Tendenzen unterteilt werden. Eine Richtung, allen voran Jaques Derrida,
leitet ihre Aussagen aus sprachlogischen Überlegungen her. Sie geht dabei über den
Strukturalismus Ferdinand de Saussures und Claude Lévi-Strauss’ hinaus (Stäheli
2000: 17-19), indem sie Zeichensysteme als flottierend, ohne fixen Nullpunkt be-
greift (Deleuze 1992: 45). Übertragen auf die Funktionsweise von Gesellschaft
folgt daraus, dass das Subjekt sich selbst konstituieren muss, indem es ein »Ande-
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res« ausschließt, wobei es diese binäre Unterscheidung ständig zu aktualisieren hat,
um seine Identität aufrechtzuerhalten (Stäheli 2000: 23-25, 62). Der Poststruktura-
lismus tritt gegen diese identitären Abgrenzungsversuche an, weil die daraus resul-
tierenden Dichotomien die Vielfalt sozialer Verhältnisse auf künstliche Gegenpole
reduzieren, und das Nichtidentische dabei zumeist hierarchisch abgewertet wird
(Sterling-Folker 2006: 159-160). Er reagiert darauf mit der Dekonstruktion derarti-
ger Begriffspaare und ergreift normativ Partei für alles Ausgeschlossene (Campbell
2010: 223).

Für die zweite Richtung steht in erster Linie Michel Foucault. Dessen Aufzeigen
der Verwobenheit diskursiver Argumentationsmuster mit Machteffekten wirkt in
Teilen fast neomarxistisch, er will aber auf teleologische Aussagen, geschichtsphi-
losophische Großkategorien und die Annahme materieller Determiniertheit verzich-
ten (Foucault 1973: 182; Stäheli 2000: 12) und setzt stattdessen auf eine stärker
epistemologisch inspirierte, genealogische Kritik, die sich an den Perspektivismus
Friedrich Nietzsches anlehnt (Nietzsche [1887] 2009: 13-16; Foucault 1973: 182).
Wenn sich im Diskurs stets bloß Narrative, nicht die »Wahrheit«, durchsetzen (Fou-
cault [1971] 2002), folgt daraus, dass ForscherInnen Aussagen nur problematisie-
ren und nicht auf objektiv richtige Sachverhalte verweisen können (Sarasin 2008:
106, 111-112; Foucault 2001: 204). Zudem erscheint soziales Geschehen als ständi-
ger Kampf um Diskursmacht, in welchem WissenschaftlerInnen nichts anderes üb-
rigbleibt als den eigenen normativen Idealen entsprechende Narrative einzubringen
(Saar 2007: 59, 93). Es gibt also tendenzielle Unterschiede zwischen den beiden
Positionen, wobei erstere vorrangig Toleranz und Pluralität einfordert, und die
zweite bisweilen »instrumenteller« argumentiert – dieser Riss wird etwa deutlich in
der Verteidigung Walter Benjamins »göttlicher Gewalt« durch den Foucaultianer
Giorgio Agamben gegen Jacques Derridas Kritik (Agamben 2004: 47-49).

Diese, zugegebenermaßen sehr pointierte Darstellung, sollte verdeutlichen, dass
Sozialkonstruktivismus und Poststrukturalismus entscheidende epistemologische
Anschauungen teilen und sich die Unterschiede beider Strömungen vor allem da-
raus ergeben, dass letztere sich auf speziellere ontologische Prämissen und eine ex-
plizit kritische normative Positionierung festlegt, wobei dort verschiedene interne
Spielarten möglich sind. Obwohl es sich hier nicht um eine genuine IB-Theorie
handelt (Kratochwil 2008: 80-81), ist es nicht schwierig, sich einen Begriff davon
zu machen, welche Formen die Anwendung der behandelten Ideen auf die Disziplin
annehmen kann: Eine poststrukturalistische Auseinandersetzung mit Phänomenen
der internationalen Politik zielt vor allem darauf ab, artifizielle nationale Identitä-
ten, Grenzziehungen und andere scheinbar natürliche Konzepte zu problematisieren
(Campbell [1992] 1998: 68). Ähnlich wie im Konstruktivismus werden Werturteils-
freiheit, die Objektivität von Fakten oder kausales Denken hinterfragt, jedoch mit
einem stärkeren Bezug zu Machtfragen (Smith 2002: 67-69).

Für das gewählte Fallbeispiel bedeutet dies, dass Poststrukturalistin B nicht nur
aus epistemologischen Gründen bezweifelt, für Staat A unmittelbar hilfreiche Prog-
nosen aussprechen zu können, sondern stärker die Einbettung des Auftraggebers in
Machtverhältnisse und die Rolle von Wissen dabei hinterfragt, das mechanistisch
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und mit objektivem Wahrheitsanspruch auftritt. Was hier deutlich geworden sein
sollte ist, dass für den Poststrukturalismus, neben der Unmöglichkeit der Formulie-
rung einer problemlösenden Handlungsempfehlung selbst, das Problem der Ord-
nung stärker in den Fokus rücken muss.

Relevant möchte dieser also ebenfalls nicht im Mainstream-Sinne sein, sondern
indem er in kritischer Absicht auf Diskurse einwirkt. Dies umfasst nicht nur die
oben skizzierten Interventionen, sondern auch den Wissenschaftsdiskurs selbst,
dem er alternative Formen von (dezentralem, subalternem, laienhaftem) Wissen
(Weingart 2001: 22) entgegensetzt. Konsistente PoststrukturalistInnen können da-
bei nicht annehmen, sie wären in der Lage, das diskursive Chaos planbar zu beein-
flussen, aber es macht für sie Sinn, ihre Interventionen zumindest möglichst strate-
gisch wirksam zu platzieren. Auf diese Weise kann die Intention von öffentlichen
Beiträgen solcher AutorInnen, wie etwa Agambens Vorschläge (2015) zur Umge-
staltung Europas, verstanden werden.

Ontologisch-normativ begründete Ablehnung

Als Zwischenfazit am Ende dieser – sich an der gängigen Unterscheidung von Posi-
tivismus und Post-Positivismus entlang abarbeitenden – Darstellung kann festge-
halten werden, dass ein mehr oder weniger kontinuierliches Absinken der Zustim-
mung zum definierten Handlungsempfehlungsmodus in dem Maße stattfindet, in
dem sich Positionen von epistemologisch optimistischen Annahmen entfernen. Vor
allem am Poststrukturalismus ließen sich auch normative und ontologische Aspekte
festmachen, die zu einer ablehnenden Haltung beitragen. Diese resultieren jedoch
zumeist ebenfalls aus einem vorausgehenden epistemologisch hergeleitetem Skepti-
zismus (Smith 2004: 502, 513). Am Fall des Kritischen Realismus soll gezeigt wer-
den, dass es Stimmen gibt, die problemlösende Handlungsempfehlungen aus ande-
ren als hauptsächlich epistemologischen Gründen ablehnen. Sie greifen szientisti-
sche Positionen gewissermaßen aus entgegengesetzter Richtung an, nicht indem sie
deren Wahrheitsanspruch leugnen, sondern indem sie ihnen vorwerfen, zu wenig
(Wahres) über die bestehende Ordnung zu sagen.

Weil der Kritische Realismus – und mit ihm die Erweiterung des Dualismus Posi-
tivismus/Post-Positivismus zu einem metatheoretischen Dreieck – noch nicht in den
IB etabliert ist, sollen seine Annahmen zunächst gesondert etwas ausführlicher dar-
gelegt werden. Da er als lediglich zuarbeitende Metatheorie auf Konkretisierung
durch ontologisch substanzielle Ansätze angewiesen ist, soll dies anschließend an-
hand moralphilosophischer und marxistischer Positionen exemplifiziert werden.
Dabei gilt selbstverständlich, dass jene auch anders als durch den Kritischen Realis-
mus philosophisch fundiert werden können, genauso wie dieser mit weiteren Para-
digmen kombiniert werden kann (Joseph 2007: 345-346). Gewählt werden die je-
weiligen Positionen nur, weil sich dadurch anschaulich die unterschiedlichen Facet-
ten eines auf kritisch-realistischen Annahmen basierenden Relevanzverständnisses
verdeutlichen lassen.
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Heikki Patomäki und Colin Wight (2000: 213-216) versuchen die Vorstellung zu
überwinden, in den IB stünden sich in erster Linie positivistisch-szientistische und
post-positivistisch-reflektivistische Ansätze gegenüber. Jenseits des »Problemfel-
des«, innerhalb dessen sich ihnen zufolge beide Lager bewegen, machen sie den
Kritischen Realismus als Alternative aus. Um einen problematischen Epistemolo-
gie-Primat im IB-Diskurs aufzuzeigen, setzen sie bei David Humes Skeptizismus
an, der Wissen auf den Bereich der Erfahrung beschränke und damit Ontologie im-
plizit davon abhängig mache, ob und wie sie dem Menschen erscheint (Hume
[1748] 1902: 27-28). In der Folge würden auch nicht messbare Entitäten und Struk-
turen als Hirngespinste abgetan (Patomäki/Wight 2000: 219-220; Wendt [1999]
2003: 60). Immanuel Kant baue darauf auf, wenn er zwischen einem sinnlichen
Reich der Phänomene und der Welt der Noumena unterscheidet und auf der Un-
möglichkeit des Zugriffes auf das »Ding an sich« insistiert (Kant 1974: 484-485).
Für Wight und Patomäki teilen die Ansätze des Problemfeldes einen entsprechen-
den Anti-Realismus, der die Welt als den Menschen nur erscheinend begreift und
auf das menschliche Bewusstsein über sie reduziert (Patomäki/Wight 2000:
220-221). Positivistische Ansätze untersuchen demnach Phänomene wertneutral als
»Fakten« und glauben, dass sie daraus stabile Zusammenhänge und somit auch si-
cheres Wissen gewinnen können, beschränken dieses aber auf registrierbare Sinnes-
daten und logische Operationen (Giedymin 1975: 283). Entgegen der üblichen
Wahrnehmung stünden ihnen post-positivistische Ansätze sehr nahe. Diese proble-
matisierten zwar die Zuverlässigkeit von Wissen stärker, indem sie die diskursive,
intersubjektive Bedeutungskonstruktion (als neue, instabile Form »empirischer Da-
ten«) an die Stelle der sinnlichen Registratur von positiven Phänomenen setzten,
auch sie bänden die Möglichkeit ontologischer Aussagen aber an menschliche
Wahrnehmung (Patomäki/Wight 2000: 222-223). Ein Heraustreten aus diesem an-
thropozentrischen (Bhaskar [1975] 2008: 16, 34) Problemfeld, was Aussagen über
Aspekte der Welt ermöglichen würde, die dem Menschen nicht sinnlich erscheinen
oder von ihm konstruiert werden, gelänge also nur über eine ontologische Position,
die darüber hinausgehende Spekulationen erlaubt.

Der Kritische Realismus Roy Bhaskars stellt eine Metatheorie mit genau diesem
Anspruch dar. Bhaskar versucht, aus der Analyse naturwissenschaftlicher Praxis re-
troduktiv Eigenschaften abzuleiten, die die Welt notwendig aufweisen muss, damit
Wissenschaft in ihr stattfinden kann (Bhaskar [1975] 2008: 29-30; Kurki 2007:
364-365). Er unterscheidet im Zuge dessen zum einen zwei Bereiche voneinander:
Den intransitiven Bereich, dem der wissenschaftlichen Objekte, die (relativ) unab-
hängig von menschlicher Forschung über sie existieren, und den transitiven Be-
reich, der die Mittel der Wissenschaft als menschliche Aktivität umfasst. Der Gra-
ben zwischen den Bereichen kann unter passenden Rahmenbedingungen überwun-
den werden, genauso wie in vielen Fällen gute von schlechten Annäherungsversu-
chen an die Wahrheit unterscheidbar sind (Bhaskar [1975] 2008: 23-24). Zum
anderen schreibt er der Welt eine ontologische »Tiefenstruktur« zu, in der auf einer
basalen, »realen« Ebene (nicht wahrnehmbare) kausale Mechanismen existieren.
Diese können auf einer weiteren, »aktualen« Ebene interagieren und Ereignisse her-
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vorrufen, und unter Umständen auf einer dritten, »empirischen« Ebene als Phäno-
mene sichtbar werden (Bhaskar [1975] 2008: 13, 56). Da sich in offenen Systemen
interagierende Mechanismen blockieren oder in ihrer Wirkung verändern können
und nicht alle stattfindenden Ereignisse empirisch wahrnehmbar sind, erschöpft
sich die reale Welt nicht in beobachtbaren (oder konstruierten) Phänomenen. Dem
Kritischen Realismus zufolge muss es das Ziel von Wissenschaft sein, diese tiefer-
liegenden Strukturen aufzudecken. Bhaskar ist vorsichtig optimistisch, dass dies
möglich ist, gerade wenn im transitiven Bereich der Wissenschaft die richtigen Be-
dingungen herrschen und sich im entsprechenden Gegenstandsbereich kausale Me-
chanismen isoliert untersuchen lassen (Bhaskar [1975] 2008: 44, 178-179; Patomä-
ki/Wight 2000: 223-224).

Die kritisch-realistische Haltung zu Normativität folgt einer Denklogik, die zwi-
schen den Annahmen des Positivismus und Post-Positivismus changiert. Fakten
und Werte werden als nicht strikt voneinander isolierbar, sondern in einem Wech-
selverhältnis stehend angesehen; dennoch bestehe zwischen ihnen ein ontologischer
Unterschied, der epistemologisch feststellbar ist (Patomäki/Wight 2000: 233-234;
Gorksi 2013). Fakten würden in der Praxis immer bewertet und erlangten nur durch
intersubjektive Prozesse Geltung im Diskurs, allerdings sind Kritische RealistInnen
überzeugt davon, dass zum einen die Entstehungsbedingungen von Werten histo-
risch überprüfbar und zum anderen Fakten objektiv bewertbar sind. Aus diesen
Überzeugungen erwächst die Pflicht, bestehende Verhältnisse auf ihre moralische
Richtigkeit hin zu befragen sowie sachlich falsche diskursive Überzeugungen und
ihre praktischen Folgen offenzulegen (Patomäki/Wight 2000: 234-235). Die Ver-
schränkung von ontologischen und normativen Fragen besteht dabei sogar weiter,
wenn man diese moralische Pflicht zugunsten einer rein wissenschaftlichen Analy-
se beiseiteschieben wollte: Falls eine bestehende Ordnung den transitiven Bereich
behindert, weil sie Interessen über Erkenntnis stellt, Ideologie produziert oder auch
ein Desinteresse an wissenschaftlicher Erkenntnis erzeugt, muss sie abgelehnt wer-
den (Bhaskar [1975] 2008: 57). Gerade sozialwissenschaftliche Disziplinen können
soziale Gegebenheiten also nicht einfach als neutralen Untersuchungsgegenstand
behandeln.

Schon aus diesen Annahmen des Kritischen Realismus lassen sich, auch ohne
Verbindung mit konkreten theoretischen Ansätzen, einige Tendenzen bezüglich des
Handlungsempfehlungsbegriffs ableiten. Hinsichtlich der Prognosefähigkeit kann
man ein ambivalentes Verhältnis konstatieren. Zeitlose Gesetze lassen sich zwar
aufgrund der Offenheit der Welt nicht aufstellen und empiristischen Korrelationen
kann man nicht uneingeschränkt vertrauen (Bhaskar [1975] 2008: 44, 246), aller-
dings bedeutet dies nicht, dass der Kritische Realismus den Relativismus der Post-
PositivistInnen übernimmt. Er ist sogar überzeugt, »richtigere«, tiefgreifendere
Aussagen als der Positivismus treffen zu können, weil er strukturelle Bedingungen
von auftauchenden Phänomenen besser erfassen kann, indem er sich nicht auf die
Analyse von Sinnesdaten oder Diskursen beschränkt (Collier 1994: 43). Wenn sich
die Möglichkeit, Handlungsempfehlungen im definierten Sinne auszusprechen, aus
der Perspektive verlässlichen Wissens also bereits als teilweise problematisch er-
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weist, so scheitert die Vereinbarkeit mit der Mainstreamhaltung doch vor allem am
mangelnden Willen, die Rahmenbedingungen der Wissensproduktion ungeprüft
hinzunehmen.

Moralphilosophische Positionen

Gerade weil die im Folgenden behandelten, sehr heterogenen moralphilosophischen
Positionen weder eine zentrale Rolle im IB-Diskurs einnehmen, noch in ihrem Vor-
gehen den etablierten Schulen ähneln – Gegebenheiten sollen nicht erklärt, sondern
normativ evaluiert werden (Erskine 2013: 36-38, 46-47) – sind sie hier interessant.
Obwohl sie weniger über empirische Fragen der IB mitzuteilen haben, kommen in
ihnen Annahmen über die Stellung der IB zur Welt zum Ausdruck, die so im Fach-
diskurs nicht verhandelt werden. Gewissermaßen als Archetyp kann hier die bereits
angesprochene Figur des Intellektuellen gelten, der öffentlich Stellung bezieht und
idealtypisch vom Klischee des bloß problemlösenden, technokratischen Naturwis-
senschaftlers abgrenzbar ist (Habermas 2008: 77-87; Chomsky 1967). Werturteils-
freiheit wird hier kritisiert, sofern sie einem Verständnis von Wissenschaft als rein
reaktivem Produktionsapparat entstammt (Habermas 1968b: 309-311), in dem die
Gemeinschaft der ForscherInnen zu einem »Geschlecht erfinderischer Zwerge, die
für alles gemietet werden können« (Brecht 1962: 126) verkommt (Smith 2004:
503-504).

In der verwendeten Definition wurde vorausgesetzt, dass normative Überlegun-
gen von WissenschaftlerInnen die Untersuchung nicht verzerren dürfen und die Be-
wertung von Problemen aus dem Forschungsprozess extrahiert werden sollte. Mo-
ralphilosophische Positionen erheben zwar nicht (zwangsläufig) den Anspruch,
dass sich Handlungen nach dem philosophischen Urteil der Intellektuellen richten
müssen, aber es ist sehr wohl deren Aufgabe, über die moralische Richtigkeit ver-
schiedener Handlungsalternativen nachzudenken (Miller 1990: 96) und mit ihrer
Arbeit, einem »gift to the people« (Walzer 1981: 389), Orientierung zu geben. Dies
steht offenkundig in Widerspruch zu der Prämisse, dass die normative Qualität von
Entscheidungen dem Handlungsempfehlungsprozess selbst äußerlich ist, weil sie,
der nicht zu hinterfragenden Präferenz politischer EntscheidungsträgerInnen fol-
gend, als bereits getroffen gelten. Damit ist freilich die inhaltliche Dimension von
Handlungsempfehlungen nicht betroffen; diese Ansätze verlangen bloß, dass Gege-
benheiten einer normativen Prüfung unterzogen werden. Da dies in einem kantiani-
schen Sinne gründlich, aber vorurteilslos geschieht (Derrida 1991: 70), können die
Urteile in alle Richtungen gehen.

Wenn man sich moralphilosophische Überlegungen auf dem Feld der IB vor Au-
gen führt – Michael Walzers just war theory lässt sich als Paradebeispiel anführen
(Walzer 2003: 31-81), aber auch die Englische Schule weist derartige Elemente auf
(Knutsen 2006: 311-312) – fällt zwar auf, dass es dabei meistens um die Beurtei-
lung konkreter Sachverhalte und weniger um die Begründung der Notwendigkeit
einer moralischen Prüfung solcher Sachverhalte an sich geht, aber diese lässt sich
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aus ihrem Tun selbst ableiten. Denn es ist eine Bedingung der Möglichkeit solcher
Ansätze, dass der Ausschluss normativer Evaluation aus der Wissenschaft und da-
mit auch das Relevanzverständnis des Mainstreams zurückgewiesen wird. Darüber
hinaus gibt es natürlich auch Beiträge, die von der Wissenschaft, anstatt bloßer
Faktengenerierung, ausdrücklich die Bereitstellung eines Normengerüstes fordern,
das moralischen Halt bei empirischen Entscheidungen bietet (Erskine 2013). Auch
in der zib-Debatte wurde diese Thematik diskutiert (Hanrieder 2008). Begründet
werden solche Verfahren dabei einerseits damit, dass das simple Bearbeiten von
Problemen aus einer unbedingten Nützlichkeitsbereitschaft heraus, die von den (un-
hinterfragten) Auftraggebern an ForscherInnen herangetragen werden, vergisst,
dass diese Probleme selbst (ungeprüft) normativ aus einer Status-quo-Orientierung
heraus festgelegt werden (Fitzgerald et al. 2016: 6-7). Andererseits wird die Wich-
tigkeit ethischer Überlegungen im Rahmen des Forschungsprozesses mit Verweis
auf schädliche wissenschaftliche Erfindungen und Konzepte betont (Weingart
2001: 33).

Auch wenn moralische Bewertungen nach dem Kritischen Realismus nur einen
Teilbereich des Forschungsprozesses ausmachen, besteht doch eine große Schnitt-
menge zwischen beiden Positionen. Sie stoßen sich an der Struktur der Relevanz-
vorstellung des Mainstreams, die keine normative Reflexion zulässt (Gorski 2013),
wobei die Darstellung moralphilosophischer Überlegungen den normativen Aspekt
noch einmal klarer hervortreten ließ. Deshalb würden beide im verwendeten Bei-
spiel dem Staat A antworten, man habe sich nicht unmittelbar der Frage zuzuwen-
den, wie etwa dessen Sicherheit erhöht werden könne, sondern müsse erörtern, ob
Maßnahmen, die hierfür infrage kommen, richtig wären, oder, grundsätzlicher, ob
dessen Ansinnen überhaupt legitim ist. Politikrelevanz müsste für moralphilosophi-
sche Ansätze dann anders verstanden werden und bestünde gerade darin, normative
Fragen philosophisch zu prüfen.

Marxismus

Während moralphilosophische Positionen und der Kritische Realismus vor allem
gemeinsame Motive aufwiesen und letzterer jene eher allgemein in der Begründung
ihres Anliegens stützen kann, passen marxistische Ansätze sehr gut in das Schema,
in dem der metatheoretische Kritische Realismus die Fundierung abgibt für ein
konkreteres Paradigma, das ihn genauer ausgestaltet (Joseph 2007: 345).

Eine zentrale Annahme marxistischer Positionen besagt, dass gesellschaftliche
Verhältnisse tendenziell der Logik ihrer materiellen Produktionsverhältnisse folgen
und Bewusstseinsformen sich innerhalb der Grenzen der jeweiligen historischen
Ordnung bewegen (Marx 1961: 8-9). Auch wenn ein enger Basis-Überbau-Zusam-
menhang mittlerweile häufig bestritten wird, lassen sich aus dieser Perspektive
durch die Untersuchung der materiellen Verhältnisse einer Gesellschaft in manchen
Aspekten gewissermaßen »Naturgesetze« über deren langfristige Entwicklung auf-
stellen (Marx 1962: 12, 89-90; 1974: 578). Gelingt es, durch Kritik herrschender
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Ideologien, sich des gesellschaftlichen Seins bewusst zu werden (Goodwin 1962:
385-386), lassen sich durchaus objektive Erkenntnisse über die soziale Welt erzie-
len. Dabei gilt aber immer, dass diese veränderbar ist und Wissenschaft diese Ten-
denzen nicht nur vorhersagen, sondern »Theorie zur materiellen Gewalt« (Marx
1981: 385) werden und diese mit vorbereiten muss, damit sich die aufgezeigten Po-
tenziale durch praktisches Tun erst verwirklichen (Marx/Engels 1962: 204-205). Es
wird hier also zwar davon ausgegangen, dass prinzipiell richtiges Wissen über die
Welt erlangt werden kann, wertneutrales Wissen und ewige Wahrheiten, gerade
über kleinteiligere gesellschaftliche Phänomene, werden aber verworfen, weil diese
zu sehr von den kontingenten Ergebnissen sozialer Kämpfe abhängen.

Deshalb kann dem Positivismus aus marxistischer Sicht vorgeworfen werden,
dass er sich bloß auf Oberflächenphänomene einer gegebenen Ordnung, wie sie im
Jetzt erscheinen, beschränkt, statt den dahinterliegenden Strukturen nachzugehen,
deshalb statisch bleibt und mithin unhistorisch den dialektischen, veränderlichen
Charakter des Sozialen negiert (Adorno 1969: 164). Analyse und normative Bewer-
tung sind im Marxismus also eng verflochten, d. h. zur »naturwissenschaftlichen«
Analyse gesellschaftlicher Entwicklungen tritt eine humanistische Seite, die im
»kategorischen Imperativ, alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein
erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist« (Marx
1981: 385) ihren Ausdruck findet. »Wissenschaftlichkeit« verlangt gerade deshalb
immer Normativität, weil nur der wohlwollende Blick auf mögliche Veränderungen
der Wirklichkeit in ihrer Potenzialität gerecht wird (Lukács 1975: 102-103).

Im Unterschied zu radikalkonstruktivistischen bzw. poststrukturalistischen An-
sätzen ergibt sich die Abgrenzung zum Positivismus also nicht aus einer epistemo-
logischen, sondern aus einer ontologisch-normativen Logik heraus, die die Welt er-
fassen und bewerten will, ohne dabei in Epistemen gefangen zu bleiben. Innerhalb
gewisser Grenzen wäre es dem marxistischen Selbstverständnis nach möglich, pro-
blemlösende Handlungsempfehlungen zu entwickeln. In gewisser Weise könnten
sich solche Vorschläge für Akteure des Status quo sogar als nützlicher erweisen als
positivistische. Marxistische Ansätze sind zwar weniger auf Kausalmodelle ausge-
richtet, die eindeutige Prognosen anstreben, dafür entgehen sie aber der angespro-
chenen Falle, dass gerade die Aussagen stark formalisierter rational-choice-Ansät-
ze oft nur schwer auf reale Situationen anwendbar sind. Der entscheidende Grund,
warum Handlungsempfehlungen abgelehnt werden, liegt vielmehr darin, dass mar-
xistische Forschung gar nicht beabsichtigt, problemlösend tätig zu werden – sie be-
zweckt, als originär kritische Theorie, gerade die Ordnung als Ganzes zu problema-
tisieren (Cox 1981: 128-129). B würde A folglich antworten, sie sei gar nicht daran
interessiert, ihm behilflich zu sein, sondern im Gegenteil bestrebt, Kräfte zu unter-
stützen, die eine alternative Ordnung hervorbringen könnten, in welcher derartige
Probleme sich gar nicht mehr stellten.

Politikrelevanz bedeutet aus dieser Sicht dann gerade, zur Überwindung von
Herrschaft beizusteuern und nicht deren Aufrechterhaltung durch Problemlösung zu
betreiben. Dabei soll Wissenschaft in erster Linie zum Verständnis dieser Probleme
beitragen und weniger in post-strukturalistischem Sinne strategisch intervenieren,
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etwa gar indem sie Ergebnisse verzerrt (Altvater 2012: 13). Das kann auch bedeu-
ten, dass Aufklärung in einem sehr praxisfernen Sinne geleistet wird, weil unmittel-
bare Handlungsanweisungen für politische Problemlagen ohne die Durchdringung
der Verhältnisse verpuffen würden. Diese für die Erkenntnis notwendige Autono-
mie der Wissenschaft dürfte dann aber auch nicht zum Selbstzweck erhoben wer-
den – vielmehr muss sie sich ihrer Einbettung in die gesellschaftliche Ordnung be-
wusst sein und vermeiden, zur Ideologieproduzentin für diese Ordnung zu werden
(Krahl 1970).

Systematisierung und Ausblick

Im Verlauf dieser Studie wurde zunächst, unter Bezugnahme auf verschiedene, dis-
ziplinübergreifende Vorstellungen von Politikrelevanz, eine Definition von Hand-
lungsempfehlungen erarbeitet, die in etwa der als Mehrheitsmeinung aufgefassten
entsprechen sollte. Demnach sei es die Aufgabe der Wissenschaft, instrumentell
umsetzbares Wissen zu produzieren, das der Politik bei der Lösung von Problemen,
die diese definiert, hilft. Um das Problem der Politikrelevanz in den IB angemesse-
ner darstellen zu können, wurde dieser Arbeitsbegriff mit den metatheoretischen
Annahmen einzelner Theorieschulen verglichen. So wurde systematisch hergeleitet,
welche Ansätze aus welchen Gründen entsprechende Handlungsempfehlungen an-
bieten können und wollen, und welche Gegenpositionen existieren, die eine andere
Art von Politikrelevanz im Sinn haben. Die dabei gesammelten Positionen lassen
sich zusammenfassend in der folgenden Grafik (Abb. 1) abbilden, die freilich viele
der in der Analyse diskutierten Details einebnet, dafür durch ihre Komplexitätsre-
duktion einen schnellen, vereinfachten Überblick ermöglicht.
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Abbildung 1: Überblick über IB-Positionen zu Handlungsempfehlungen

Die beiden Achsen, entlang derer Grund und Grad der Ablehnung des engen
Handlungsempfehlungsverständnisses sichtbar werden, ließen sich vereinfacht mit
den Schlagworten »Nicht-Können« (epistemologisch) und »Nicht-Wollen« (ontolo-
gisch-kritisch) charakterisieren. Je weiter Positionen vom Nullpunkt (keinerlei
Gründe, Handlungsempfehlungen abzulehnen) entfernt sind, desto stärker wider-
sprechen sie dem im definierten Handlungsempfehlungsbegriff enthaltenen Ver-
ständnis von Politikrelevanz. Die einzelnen Positionen sind nun vergleichbar, weil
die Darstellung sie den gleichen Kategorien unterwirft. Darüber hinaus tritt die gan-
ze Bandbreite an Haltungen zum Diskurs über Politikrelevanz hervor. Das vorlie-
gende Schema ließe sich unter Umständen sogar noch erweitern; die hier aufge-
zeigten Positionen sind aber bereits jetzt nicht nur klarer aufeinander bezogen, son-
dern auch zahlreicher als das, was eine Analyse der im Fach vorkommenden Aus-
sagen unmittelbar zu Politikrelevanz ergeben würde (vgl. Kapitel 2). Denn diese
würde wahrscheinlich zwei Gruppierungen identifizieren und beide anhand der –
wenig aussagekräftigen – Etiketten »kritisch-unkritisch« bzw. »nützlich-nicht nütz-
lich« (der Wahrnehmung eines der beiden Lager folgend) einteilen. Stattdessen
wurde deutlich gemacht, an welche Voraussetzungen eine »nützliche« Haltung ge-
knüpft ist und aus welchen Gründen sich »kritische« Positionen davon abgrenzen.

Ein weiterer Vorzug dieser Darstellungsform, die die metatheoretischen Grund-
positionen der IB auf drei erweitert (von kritisch vs. problemlösend zu positivis-
tisch vs. radikal-konstruktivistisch vs. kritisch-realistisch), besteht darin, dass da-
durch die oft unter der Rubrik »Kritische Theorie« vermengten marxistischen und
poststrukturalistischen Positionen (vgl. die gestrichelte Linie in Abb. 1) klarer un-
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terschieden werden können. Somit wird verhindert, dass wichtige Differenzen aus-
geblendet werden, die, wie oben aufgezeigt, ungeachtet aller Gemeinsamkeiten be-
stehen (Pühretmayer 2010). Im Hinblick auf die Frage der Politikrelevanz würden
zudem durch die dichotomische Gegenüberstellung von Kritischer Theorie und
ProblemlöserInnen dem »Mainstream« auch zu viele Positionen zugeschlagen (d. h.
der gesamte Bereich außerhalb der gestrichelten Linie). So ginge beispielsweise un-
ter, dass weltanschaulich relativ leidenschaftslose Konstruktivismen (Buzan et al.
1998: 35) zwar vielleicht nicht als Kritische Theorie bezeichnet werden können,
diese aber aus anderen Gründen dennoch ein Politikverständnis haben, das sich kei-
neswegs als problemlösendes bezeichnen lässt. Auch dieser Gefahr wird durch die
hier vorgeschlagene Einteilung begegnet.

Weitere Anwendungsmöglichkeiten lassen sich anhand feministischer Ansätze
andeuten. Während diese durch ein gemeinsames Anliegen mehr oder weniger ver-
eint sind, bestehen doch interne metatheoretische, normative und strategische Dif-
ferenzen, die beispielsweise in Nussbaums (1999) Polemik gegen Butler deutlich
zutage treten. Der Umstand, dass der Feminismus (und zahlreiche weitere wichtige
Theorieschulen) in der bisherigen Darstellung ausgespart wurden, lässt sich da-
durch rechtfertigen, dass seine einzelnen Unterpositionen ohne große Anpassungen
in das bestehende Schema integrierbar sind. So würden postmoderne Ausprägungen
des Feminismus eher eine epistemologisch begründete Ablehnung des Handlungs-
empfehlungsbegriffes vorbringen und sich dementsprechend im radikal-konstrukti-
vistischen Lager wiederfinden, während in Bezug auf standpoint- oder anderweitig
nicht völlig antiessentialistisch gesinnte Feminismen häufig die Passgenauigkeit zu
Kritischem Realismus und Marxismus hervorgehoben wird (McCall 2005:
1792-1793). Schließlich lassen sich liberale Varianten aufgrund ihrer metatheoreti-
schen Prämissen tendenziell als Befürworterinnen des Handlungsempfehlungsbe-
griffes ansehen. Allerdings besteht hier eine gewisse Reibung, da sie sich im Hin-
blick auf ihren positiven Bezug zum Feminismus dann doch durch einen stärker
normativen Standpunkt von anderen Mainstream-Ansätzen unterscheiden. Es zeigt
sich hierbei, dass eine nichtreduktionistische Betrachtung des Problems der Politik-
relevanz immer sowohl die metatheoretische Grundposition, als auch theorieschu-
lenspezifische Aspekte berücksichtigen muss.

An dieser Stelle soll auf einige terminologische Angelegenheiten zurückgekom-
men werden. Das Handlungsempfehlungslager wurde bisher als Mainstream be-
zeichnet. Nach der hier vorgenommenen Ausdifferenzierung wäre – mit Blick auf
gängige Lehrinhalte und aktuelle Forschungstrends – zu fragen, ob diese Ansätze
überhaupt noch die relative Mehrheit, etwa in der deutschen IB, repräsentieren. Da-
rüber hinaus wäre es hilfreich, vertieft darüber nachzudenken, was es bedeutet,
wenn AutorInnen in ihrer tatsächlichen Haltung zu tagespolitischen Fragen von den
Prämissen ihrer Ansätze abweichen, oder wenn Ansätze ihren eigenen Relevanzan-
spruch faktisch nicht erfüllen können. Die dominante Stellung des Mainstream-La-
gers ist damit nicht unbedingt zurückgewiesen. Allerdings sollte mit dieser Studie
offenkundig werden, dass mindestens zwei alternative Verständnisse von Politikre-
levanz im Diskurs angelegt sind, die sich metatheoretisch herleiten lassen. Zumin-
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dest ein Monopol auf den Begriff der Politikrelevanz entfällt somit. Die Handlungs-
empfehlungsvertreterInnen können eine Abweichung von ihrem engen Relevanz-
verständnis somit nicht einfach als praxisfern oder gar unwissenschaftlich (Tanter
1972: 555) abtun. Die Sinnhaftigkeit verschiedener Vorstellungen von der prakti-
schen Rolle der Wissenschaft müsste stattdessen auf dem Feld ihrer wissenschafts-
theoretischen Annahmen debattiert werden. Relevanz dürfte Ansätzen nur abge-
sprochen werden, wenn deren Prämissen in toto verworfen würden – was aus plura-
listischer Sicht problematisch erscheint. Ausgenommen wären hiervon nur Ansätze,
die Wissenschaft als reinen Selbstzweck sehen und tatsächlich keinerlei Politikrele-
vanz anstreben.

In diesen abschließenden Überlegungen klingen bereits einige Vorschläge für
weitergehende Studien an. Zusätzlich zu allgemeinen Erweiterungen und Verbesse-
rungen des hier erarbeiteten Modells und einer darauf aufbauenden, noch auszutra-
genden Debatte zwischen den einzelnen Positionen in Bezug auf Politikrelevanz
lässt sich abschließend noch gesondert die Anwendung der gewonnenen Erkennt-
nisse auf die in Kapitel 2 vorgestellten Positionen als Forschungsdesiderat heraus-
stellen. Das Mainstream-Verständnis von Handlungsempfehlungen könnte mit den
eigenen wissenschaftstheoretischen Prämissen und mit denen der Gegenpositionen
konfrontiert werden. Beispielsweise ließe sich fragen, was für den Mainstream der
Umstand bedeutet, dass die Politik anscheinend eher für Stimmen aus der Wirt-
schaft als aus der Wissenschaft ein offenes Ohr hat (Jacobs/Page 2005: 120), oder
wie sich erklären lässt, dass die Mehrzahl der ForscherInnen zwar politikrelevant
sein will, aber ihre Forschung nicht nach der Nachfrage aus der Politik ausrichtet
(Avey/Desch 2014: 227-229). Entsprechende Überlegungen ließen sich auch für die
in Kapitel 2.2 skizzierten Gegenpositionen anstoßen. Wenn genauer nach verschie-
denen Arten von Relevanz unterschieden und ihre jeweiligen Voraussetzungen be-
achtet würden, ließen sich allgemein Leerstellen und Widersprüche bestehender Po-
sitionen leichter erkennen, sowie das Gelingen oder Misslingen von Politikrele-
vanz-Bestrebungen erklären. Gegenüber Politik und politischer Öffentlichkeit
könnte überdies für eine so verstandene Pluralität der IB geworben und unangemes-
senen Ansprüchen an wissenschaftliche Leistungen effektiver begegnet werden.
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